
 
  

   
Bzgl. der untergebrachten Personen erläuterte  Herr Walterscheid auf 
Nachfrage die derzeitige  Unterbringungssituation und die Auslastung 
der Übergangswohnheime für ausländische Flüchtlinge  als auch die 
Belegungssituation im Bereich der Obdachlosenunterkünfte. 
Seitens der Verwaltung wurde zugesagt, dass entsprechende Statistiken 
bzgl. der Belegung der Übergangswohnheime und der Obdachlosenun-
terkünfte der Niederschrift als Anlage beigefügt werden. 
 
Ohne weitere Aussprache bat die Vorsitzende um Abstimmung über den 
Beschlussvorschlag: 

 
  „Der Ausschuss für Familie, Soziales und Gleichstellung empfiehlt dem 

Rat der Stadt Sankt Augustin, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt die 6. Satzung vom ...... zur 
Änderung der Satzung der Stadt Sankt Augustin vom 12.05.1995 über 
die Unterhaltung und Benutzung von Übergangsheimen für die vorläufi-
ge Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen (Unterbringungssat-
zung für ausländische Flüchtlinge). 
 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der bei Erlass dieser Satzung gültigen Fassung und der §§ 
2, 4 und 5 Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der bei Erlass dieser Satzung gültigen Fassung und des 5. Gesetzes 
zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes in der bei Erlass dieser 
Satzung gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Sankt Augustin am ....... 
folgende 6. Satzung vom ...... zur Änderung der Satzung der Stadt Sankt 
Augustin vom 12.05.1995 über die Unterhaltung und Benutzung von Ü-
bergangsheimen für die vorläufige Unterbringung von ausländischen 
Flüchtlingen (Unterbringungssatzung für ausländische Flüchtlinge) be-
schlossen: 

Artikel 1 
In § 5 Abs. 1 Satz 3 wird der Betrag von 8,99 €/m² durch den Betrag 
9,01 €/m² ersetzt. 

Artikel 2 
In § 5 Abs. 4 ist der Standort „Hangweg 101-111“ zu streichen. 
 

Artikel 3 
Diese Satzung tritt am 01.07.2003 in Kraft.“ 

 
  Einstimmig 
 
 
 


